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Die regierende Ampelkoalition hat im 
Koalitionsvertrag festgehalten, dass 
künftig alle geeigneten Dachflächen für 
Solarenergie genutzt werden sollen. Bei 
gewerblichen Neubauten soll dies ver-
pflichtend sein, bei privaten Neubauten 
die Regel. Die Immobilien- und Immobi-
lienfondsbranche ist willens, die Vorga-
ben der Regierung umzusetzen. Der gro-
ße Treiber ist weniger die Bundesregie-
rung, sondern der Megatrend „ESG“, der 
die Branche flächendeckend zu mehr 
Nachhaltigkeit antreibt. Dabei spielt die 
dezentrale On-Site-Energieversorgung 
eine wichtige Rolle. 

Allerdings tun sich in der Praxis große 
Hindernisse auf, die den Immobilien-
fonds eine einfache und schnelle Umset-
zung erschweren. Vor allem die steuerli-
che Darstellung ist schwierig. Immobi-
lienfonds erzielen Einkünfte aus der Ver-
mietung und Verpachtung ihrer Fondsob-
jekte. Unterliegen diese Fonds der Invest-
mentbesteuerung, sind sie in 
Deutschland unter bestimmten Voraus-
setzungen von der Gewerbesteuer 
befreit. Das Gros der Immobilienfonds 
nutzt diese Möglichkeit. 

Erträge aus der Stromproduktion wer-
den im deutschen Steuerrecht jedoch als 
gewerbliche Einkünfte qualifiziert. Dies 
ist kein Problem, solange der Anteil der 
Einnahmen aus der Stromgewinnung 
relativ klein ist. Immobilienfonds im Sin-
ne des Investmentsteuerrechts profitie-
ren hier von den Regelungen zur aktiven 
unternehmerischen Bewirtschaftung. 
Überschreiten die gewerblichen Einnah-
men aber die sogenannte „Schmutzgren-
ze“ von 5 Prozent an den Gesamteinnah-
men, wird der ganze Fonds „infiziert“, 
und alle Einnahmen drohen der Gewer-
besteuer zu unterliegen. Dieses Szenario 
will der Fondsinitiator natürlich unbe-
dingt vermeiden. Betroffen sind davon 
vor allem größere Anlagen auf Immobi-
lien mit Flachdächern – häufig Logistik- 
oder Einzelhandelsimmobilien. 

In der Praxis gibt es verschiedene Mög-
lichkeiten, damit umzugehen. Der Nach-
teil: Sie sind alle mit einem gewissen Auf-

wand verbunden. Die erste Möglichkeit ist 
der Bau und Betrieb der Anlage durch den 
Eigentümer der Immobilie. Das funktio-
niert allerdings nur bei kleineren Anla-
gen, da der Eigentümer als Vermieter 
unter der Schmutzgrenze bleiben muss. 
Probleme kann es außerdem geben, wenn 
die Immobilien zeitweise ganz oder teil-
weise leer stehen. Dann verschieben sich 
die Relationen der Einnahmen, und das 
Überschreiten der Schmutzgrenze wird 
deutlich wahrscheinlicher. 

Eine andere Möglichkeit ist der 
Betrieb der Photovoltaikanlage durch 
den Mieter, an den die Dachfläche ver-
pachtet wird. Allerdings funktioniert dies 
vor allem bei Single-Tenant-Immobilien 
und größeren Mietern. Dieses Modell fin-
det vor allem bei großen Einzelhändlern 
Verwendung. Bei kleineren Mietern und 
Multi-Tenant-Objekten – beispielsweise 
Büroimmobilien – ist dies schwierig. 
Außerdem fällt mit der Abschaffung der 
EEG-Umlage zum 1. Juli 2022 der große 
Anreiz aus Sicht des Mieters weg. 

Die dritte Möglichkeit – und diese fin-
det immer häufiger Anwendung – ist die 
Verpachtung des Daches an einen Drit-
ten, der die Anlage betreibt. Größere 
Fondsanbieter – beispielsweise von 
Logistikfonds – haben eigene Gesell-
schaften nur zu diesem Zweck gegründet. 
Wegen der großen Dachflächen ist dies 
bei Logistikobjekten besonders sinnvoll. 
Daneben gibt es auch andere professio-
nelle Unternehmen am Markt, die sich 
auf den Betrieb von Auf-Dach-Photovol-
taikanlagen spezialisiert haben.

Neben der komplexen steuerlichen 
Situation ist auch die Vermarktung des 
Stroms nicht trivial. Dies betrifft bei-
spielsweise größere Aufdachanlagen. Bei 
diesen Anlagen wird der Vergütungsan-
spruch gemäß geltendem Erneuerbare-
Energien-Gesetz über Ausschreibungen 
durch die Bundesnetzagentur ermittelt. 
Entscheiden sich Anlagenbetreiber für 
diesen Weg, weil er in der Regel bessere 
Einspeisevergütungen erzielt, ist jedoch 
eine Versorgung der jeweiligen Immobi-
lie und des Mieters vor Ort durch das 

EEG verboten. Die Betreiber müssen sich 
also vorher entscheiden, ob sie den Strom 
ins Netz einspeisen oder an den Mieter 
liefern. Eine Mischlösung ist unter dem 
EEG nicht möglich. 

Soll der Mieter mit Strom versorgt wer-
den, stellt sich dann eine neue Herausfor-
derung: Der Mieter verbraucht in der 
Regel nie den ganzen Strom, den die 
Anlage produziert, sondern nur einen 
Bruchteil. Bei einer großen Photovoltaik-
anlage auf einer Logistikimmobilie wird 
oft zehnmal so viel Strom produziert, wie 
der Mieter verbraucht. Bei Handelsimmo-
bilien ist es in der Regel fünfmal so viel. 

In der Praxis gehen die Eigentümer dazu 
über, mehrere Anlagen auf einem Dach zu 
errichten. Eine kleine Anlage versorgt 
dann den Mieter, der Ertrag der größeren 
Restanlage wird ins Netz eingespeist. Doch 
auch dieses Modell hat seine Herausforde-
rungen. Diese kommen dann zutage, wenn 
es zu Änderungen bei den Mietverhältnis-
sen oder Leerständen kommt. Die Auf-
dachanlagen können dann in der Regel 
nicht schnell genug angepasst werden. 

Das Erneuerbare-Energien-Gesetz 
(EEG) soll mit Jahresbeginn 2023 novel-
liert werden. Die obigen Ausführungen 
zeigen: Will man den schnellen Ausbau 
der Photovoltaik auf Dächern erreichen, 
muss der vorhandene Rechtsrahmen an 
verschiedenen Stellen flexibilisiert wer-
den. Immobilienfonds sollte erlaubt sein, 
Photovoltaikstrom zu produzieren, ohne 
dass eine „Infektion“ der gesamten Ein-
nahmen des Fonds, die zum Großteil aus 
Vermietung und Verpachtung resultie-
ren, mit Gewerbesteuer droht. 

Fazit: Die Immobilien- und Fondsbran-
che ist mehr als willens, Photovoltaik auf 
Dachflächen zu installieren und zu nut-
zen. Nun liegt der Ball bei der Regierung, 
die richtigen Rahmenbedingungen dafür 
zu setzen. Sie muss die komplexen regu-
latorischen Rahmenbedingungen verein-
fachen und den Aufwand für die Fonds-
branche reduzieren. 
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Hürden für Photovoltaik auf dem Dach
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I nternationale Bauausstellungen 
(IBA) sind seit 120 Jahren ein 
bewährtes Format der Stadtent-
wicklung. Es gab sie bereits in 

In Heidelberg endet nach zehn  Jahren  die 
Internationale Bauausstellung IBA. Sie beschäftigte 

sich mit der   Frage, wie der Wandel zur 
Wissensgesellschaft eine Stadt verändert. 
Antworten sollen  auch 20 Projekte geben, 

an denen meist noch gebaut wird. 
Von Rainer Müller, Hamburg

Die unvollendete Bauausstellung
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